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Das Etikett
Glück hat kein Preisschild.
Dennoch war ich froh, als ich im
Geschäft auf der Hose meiner
Wahl einen 50-Prozent-Rabatt-
Sticker entdeckte. So sparte ich
90 Franken. Meine hoch an-
gesetzten Design-Wünsche
wurden erfüllt, der mittelhoch
sitzende Bund passte zu mei-
nem Umfang – und der herabge-
setzte Preis zu meinem Budget.

Zu Hause machte ich mich
daran, die unzähligen Preis-
schildchen, Rabattkennzeich-
nungen, Waschanweisungen,
Ökoverträglichkeitsnachweise
und Logos abzutrennen, die
mein neues Beinkleid wie einen
überschmückten Weihnachts-
baum aussehen liessen.

Als Letztes fiel mein Blick auf
eine rechteckige Karte von vier
mal acht Zentimetern: Auf der
einen Seite steht auf Englisch,
Französisch und Spanisch in
Versalien: «THIS LABEL
SHOULD BE REMOVED
AFTER PURCHASING.» Zu
Deutsch: «Dieser Zettel sollte
nach dem Kauf entfernt wer-
den.» Die Rückseite ist leer.

Auch befinden sich im Kärtchen
kein Chip oder sonstige Techno-
logien zur Warensicherung. Der
Zettel hat also einzig den
Zweck, auf seine Entfernung
hinzuweisen. Das kann doch
nicht sein! Fortan konnte ich nur
noch an das Etikett und seine
mysteriöse Funktion denken.

Im Internet fand ich schliess-
lich ein 27-seitiges PDF des
Herstellers, das die Etikettie-
rung reglementiert. Für den
Download müsste ich bezah-
len. Kostenpunkt 100 Franken.
Mit dem Hosen-Rabatt ver-
rechnet wäre das also noch ein
Verlustgeschäft von zehn
Franken. Mein Seelenheil hat
offenbar ein Preisschild.

Stefan Strittmatter
stefan.strittmatter@chmedia.ch

Meinung Gesundheitskosten

Wir solltenüberneueUnterrichts-undFerienzeitennachdenken

Verlängern wir
die Sommerferien
Endlich ist sie weg, die Som-
merhitze 2023. Nach flim-
mernden, oft schwülen
Wochen wird die Schweiz
ordentlich getränkt in diesen
Stunden, auf den Bergen fällt
Schnee. Der drittwärmste
Sommer seit Messbeginn 1864
ist Geschichte. Doch gewiss
ist: 2024 warten neue Hitze-
wellen. Diese nehmen auch in
gemässigten Breitengraden in
der Tendenz an Dauer und
Intensität zu.

Nebst der politischen Frage
also, wie wir die Erderwär-
mung verlangsamen könnten,
müssen wir uns ganz praktisch
damit beschäftigen, wie wir
unser Leben konkret dieser
Mediterranisierung anpassen.
Bund und Kantone haben
dafür Sonderstäbe eingesetzt,
die Massnahmen in Landwirt-
schaft, Verkehr oder Städte-
bau prüfen. Und auch die
Privaten kehren vor: Die Zahl
der Ventilatoren etwa dürfte
diesen Sommer neue Rekord-
marken erreicht haben.

Ein zentraler Bereich jedoch,
der von Anpassungsleistun-
gen an den Klimawandel
bisher ausgenommen war, ist
die Schule. Alles läuft wie
bisher. Die meisten Deutsch-
schweizer Schülerinnen und
Schüler kehrten wie immer
Mitte August – mitten in der
Bruthitze – in zu warme Schul-
zimmer zurück. Und drücken
zu den seit Jahrzehnten ge-
wohnten Zeiten die Schulbän-
ke, egal, ob wir draussen grad
neue Rekorde registrieren. Im
Walliser Rhonetal, wo die
Temperaturen vergangene
Woche auf 37 Grad geklettert
sind, haben Lehrpersonen
den Unterricht kurzum ins
Freie verlegt. Doch auch dort,
im Schatten, bleibt es unter
diesen Umständen drückend
heiss. Der Aufnahmebereit-
schaft der Schülerschaft sind
derlei Werte kaum förderlich.

Wie Schulhäuser landauf,
landab hitzeresistenter ge-
macht werden könnten,
darüber brüten die Experten.
Eine flächendeckende Instal-
lation von Klimaanlagen
macht bei den teils alten
Immobilien aus energie- und
finanzpolitischen Gründen
kaum Sinn. Stellen wir also die
Grundsatzfrage: Warum
verlängern wir nicht einfach
die Sommerferien auf, sagen
wir, sieben oder acht Wochen?
Und verzichten dafür im
Gegenzug im Frühling, Herbst
und Winter auf einzelne
Ferienwochen. Ähnliche
Modelle gibt es schon – im
europäischen Ausland natür-
lich, aber auch in der West-
schweiz und im Tessin, wo
Schülerinnen und Schüler
schon heute sieben bis zehn
Wochen Sommerferien ge-
niessen.

Gleichzeitig könnten wir die
Unterrichtszeiten einer

generellen Überprüfung
unterziehen. Warum schicken
viele Schulen in der deutsch-
sprachigen Schweiz die Kin-
der und Jugendlichen am
Mittag für zwei Stunden nach
Hause, und traktieren sie
anschliessend bis weit in den
späteren Nachmittag hinein
mit Unterrichtsstoff? Auch
das ginge in Zeiten glühender
Tage besser, wie etwa Tessi-
ner oder welsche Schulen
zeigen. Eine Verschlankung
der Mittagspause in Kombi-
nation mit der flächendecken-
den Möglichkeit, sich in der
Schule preiswert zu verpfle-
gen, hätte mehrere Vorteile:
Der Schulunterricht zöge sich
nicht mehr bis weit in den
Nachmittag hinein. Um 14
oder 15 Uhr ist Schluss für
alle. Es könnte damit zwei-
tens vielen Eltern die knifflige
Organisation von Mittagessen
zu Hause oder das teure
Bezahlen von ausserschuli-
schen Mittagstischen erspart
werden. Das schont das
Familienbudget und verbes-
sert die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf.

Wo ist der Deutschschweizer
Bildungsdirektor, wo die
Bildungschefin, der oder die
hier mal etwas weiterdenkt?
Der Föderalismus hat ja den
grossen Vorteil, dass man von
anderen lernen kann, wie man
es noch besser macht. Es ist
Zeit für ein paar frische Ideen.
Auch die nächste Hitzewelle
wird sich kaum an den tradi-
tionellen Deutschschweizer
Schulkalendern orientieren.

Stefan Schmid
stefan.schmid@chmedia.ch

«DieSchüler-
schaft kehrt
mitten in
derBruthitze
inzuwarme
Schulzimmer
zurück.»

AnnaWanner

Gerade ist wieder mächtig Dampf im
Kessel: Die Kosten für Medikamente,
für Spitalleistungen und Psychothera-
pien steigen ausserordentlich. Höhere
Kosten führen immer zu höheren Prä-
mien. Und dadurch steigt auch die Ner-
vosität in der Politik. SVP-Regierungs-
rätin Natalie Rickli erklärt angesichts
der Kostenentwicklung das System der
obligatorischen Grundversicherung
aus finanzieller Sicht für gescheitert.

«Ein System, das einen Grossteil
des Mittelstandes in Schwierigkeiten
bringt, kann man nicht mehr solida-
risch nennen», sagt sie in einem
Interview mit der «Sonntags-Zei-
tung». Die Gesundheitsdirektorin
des Kantons Zürich fordert einen
«sofortigen Marschhalt». Die kleinen
Reformen brächten hauptsächlich
mehr Bürokratie, das System sei des-
halb komplett zu überdenken. «Meiner
Meinung nach sollte sogar eine Ab-
schaffung der obligatorischen Kran-
kenversicherung in Betracht gezogen
werden.»

Peng! Die Provokation ist maximal.
Wie Rickli ein System ohne
Obligatorium finanzieren
will, führt sie nicht weiter
aus. Nur: Gesundheit ist
Glückssache. Was, wenn
im Krankheitsfall keine
Versicherung vorhanden
ist? JenachDiagnose,Schwe-
re und Verlauf der Krankheit
können auch Gutverdiener die
notwendigen Medikamente nicht
aus dem eigenen Sack zahlen. Nie-
mand kann das ernsthaft wollen.

DerWunschnacheiner
nationalenPlanung
Das Interview ist aus zwei weiteren
Gründen äusserst bemerkenswert.
Rickli schafft es, das Thema auf die
Agenda zu setzen, ohne selbst Rechen-
schaft abzulegen. Dabei ist die Frage
durchaus relevant, was sie als Gesund-
heitsdirektorin des grössten Kantons in
den letzten Jahren zur Kostendämp-
fung beigetragen hat.

Denn Gesundheitspolitik ist Hoheit
der Kantone. Zwar bestimmt der Bun-
desrat die Preise für Medikamente so-
wie Labore. Und er kann im Fall von
Streit in Tarife eingreifen. Doch die
Kantone steuern das Angebot, planen,
besitzen und finanzieren Spitäler und
richten Prämienverbilligungen aus.

Die Einflussnahme seitens der Kan-
tone ist gewünscht. Das Parlament hat
ihnen jüngst ein neues Steuerungsele-
ment in die Hand gegeben: Die Kanto-
ne können die Zahl der Ärztinnen und
Ärzte beschränken. So steuern sie über
die Spitallisten nicht nur den stationä-
ren Bereich, indem sie Leistungsaufträ-
ge erteilen oder Mindestfallzahlen be-
schliessen. Sie reden neu auch im am-
bulanten Bereich mit.

Doch das Gesetz ist weitgehend to-
ter Buchstabe. Nicht nur bei der Spital-
planung beweisen die Kantone wenig
Mut. Auch wären sie von Gesetzes we-
gen verpflichtet, die Spitalplanung mit
den Nachbarn zu koordinieren. Doch

das passiert heute maximal im hoch
spezialisierten Bereich. Dort ist der
Druck ungleich grösser, weil der Bun-
desrat bei Uneinigkeit verfügen kann,
welches Spital welche Leistungen an-
bieten darf.

Wenn nun Natalie Rickli findet, die
Nachfolge von Gesundheitsminister
Alain Berset solle «den Lead überneh-
men», um das System neu zu denken,
so gleicht das ebenso einem Tabu-
bruch, wie die Grundversicherung in-
frage zu stellen. Bis anhin hatten die
Kantone den grössten Gestaltungs-
spielraum. Jetzt sollen sie die Verant-
wortung abgeben?

Da liegt wohl des Pudels Kern: Alle
jammern, aber niemand trägt Schuld.
Das zeigt sich nicht nur bei Rickli.
Deutlich wird das insbesondere bei den
Prämienzahlenden: Die Anspruchshal-
tung ans Gesundheitswesen ist enorm.
Wer auf einen Arzttermin warten muss,
fühlt sich sofort schlecht behandelt.
Wer in einem Vierbettzimmer nächti-
gen muss sowieso. Grundsätzlich gilt:
Lieber eine Abklärung mehr als eine
weniger. Die steigenden Kosten schü-
ren die Ansprüche zusätzlich: Wer viel
zahlt, will dafür auch etwas erhalten.

BevölkerungwillLeistung
ausbauen,nichtabbauen
Weiter torpediert die Bevölkerung alle
Ansätze, die Kosten einzuschränken:
Die Umstellung auf eine integrierte
Versorgung, welche die freie Arztwahl
einschränkt, schickte die Bevölkerung
2012 mit 76 Prozent Nein-Stimmen
bachab. Oder das Regionalspital in der

SVP-Regierungsrätin Natalie Rickli erklärt,
das Gesundheitssystem sei nicht mehr
finanzierbar. Dabei hätte sie als Vorsteherin
der Gesundheitsdirektion verschiedene
Hebel in der Hand, um die Kosten zu steuern.
Das Abschieben von Verantwortung ist
symptomatisch. Eine Analyse.

Das ewige Gejammer
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